
 

 

Verwaltungsgericht Stade 

Beschluss 

1 B 896/24 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

A. ,  

A-Straße, A-Stadt 

– Antragsteller – 

Prozessbevollmächtigter: 

Rechtsanwalt B.,  

B-Straße, B-Stadt - -  

gegen 

Landkreis Stade 

vertreten durch den Landrat,  

Am Sande 2, 21682 Stade - -  

– Antragsgegner – 

wegen Naturschutz/Artenschutz 

hier: Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO 

hat das Verwaltungsgericht Stade - 1. Kammer - am 26. Juni 2024 beschlossen: 

Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom 

06. Juni 2024 wird wiederhergestellt. 

Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens. 

Der Streitwert wird auf 15.000,00 € festgesetzt. 
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Gründe 

Der Antragsteller wendet sich gegen eine von dem Antragsgegner erlassene Ausnah-

megenehmigung zur Tötung eines Wolfes. Sein Antrag ist nach seinem wohlverstande-

nen Interesse dahingehend auszulegen, dass er vorläufigen Rechtsschutz gegen die 

Bescheide vom 6. Juni 2024 begehrt, denn an diesem Tag ist nach der Angabe des 

Antragsgegners die Verfügung sechs namentlich nicht bekannten Jägern gegenüber be-

kannt gegeben und wirksam geworden. Bei der vom 30. Mai 2024 datierenden inhalts-

gleichen Version handelt es sich nach der Angabe des Antragsgegners um eine auf der 

Internetseite veröffentlichte Vorabversion der Genehmigung. Der Antragsgegner hat in 

diesen Bescheiden vom 6. Juni 2024 eine Ausnahmegenehmigung für die Entnahme 

eines Wolfes in der Gemeinde G. unter Anordnung der sofortigen Vollziehung erteilt. Der 

Antragsteller hat gegen die Bescheide vom 6. Juni 2024 am selben Tag Widerspruch 

eingelegt. 

Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs des 

Antragstellers ist zulässig und begründet. 

Der Antragsteller ist insbesondere antragsbefugt. Die Antragsbefugnis des Antragstel-

lers ergibt sich hier aus § 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 Umweltrechtsbehelfsgesetz in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 2017 (BGBl. I S. 3290), zuletzt geändert 

durch Art. 14b G zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vor-

gaben und zur Änd. weiterer energierechtlicher Vorschriften vom 22.12.2023 (BGBl. 

2023 I Nr. 405) - UmwRG -. Danach kann eine nach § 3 UmwRG anerkannte inländische 

oder ausländische Vereinigung, ohne eine Verletzung von eigenen Rechten geltend ma-

chen zu müssen, Rechtsbehelfe nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen 

eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 oder deren Unterlassen einlegen, wenn die 

Vereinigung geltend macht, dass eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 oder deren 

Unterlassen Rechtsvorschriften, die für die Entscheidung von Bedeutung sein können, 

widerspricht und geltend macht, in ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich der För-

derung der Ziele des Umweltschutzes durch die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 

oder deren Unterlassen berührt zu sein. Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Der 

Antragsteller ist eine nach § 3 UmwRG anerkannte inländische Vereinigung. Dies ergibt 

sich aus den Anerkennungsbescheiden des Umweltbundesamtes vom 25. Januar 2018 

und vom 19. Juli 2023. Bei dem Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-

kung des Widerspruchs handelt es sich um einen Rechtsbehelf nach Maßgabe der Ver-

waltungsgerichtsordnung (VwGO), nämlich nach § 80 Abs. 5 S. 1 Var. 2 VwGO. Der 

Rechtsbehelf des Antragstellers richtet sich auch gegen eine Entscheidung nach § 1 

Abs. 1 S. 1 UmwRG, vorliegend § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 UmwRG. Danach zählen zu den 



 

  Seite 3/13 

nach dem UmwRG angreifbaren Entscheidungen Verwaltungsakte oder öffentlich-recht-

liche Verträge, durch die andere als in den Nummern 1 bis 2 b genannte Vorhaben unter 

Anwendung umweltbezogener Rechtsvorschriften des Bundesrechts, des Landesrechts 

oder unmittelbar geltender Rechtsakte der Europäischen Union zugelassen werden. Zu 

den Verwaltungsakten, durch die Vorhaben unter Anwendung umweltbezogener Vor-

schriften des Bundesrechts zugelassen werden, zählt auch die hier streitige Ausnahme-

genehmigung von dem Tötungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG), das auch für die streng geschützte Art des Wolfs gilt. Bei dieser Ausnah-

megenehmigung handelt es sich um eine Zulassungsentscheidung, auf die umweltbe-

zogene Rechtsvorschriften anzuwenden sind. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 UmwRG ist als 

weiter Auffangtatbestand zu verstehen. Der Vorhabensbegriff der Norm umfasst ent-

sprechend sämtliche Zulassungsentscheidungen, auf die umweltbezogene Rechtsvor-

schriften anzuwenden sind und die nicht bereits von den Nrn. 1 bis 2b der Regelung 

erfasst sind (vgl. Nds. OVG, Beschluss vom 26. Juni 2020 – 4 ME 116/20 –, juris, Rn. 

13 f. m.w.N.). Dies ist hier der Fall, denn der Antragsgegner hat mit der Ausnahmege-

nehmigung eine Zulassungsentscheidung nach § 45 Abs. 7 Nr. 4 BNatSchG getroffen. 

Bei der hier in Streit stehenden Ausnahmegenehmigung von dem Tötungsverbot des § 

44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG handelt es sich unzweifelhaft um eine Zulassungsentschei-

dung, auf die umweltbezogene Rechtsvorschriften anzuwenden sind (vgl. Nds. OVG, 

Beschluss vom 26. Juni 2020 – 4 ME 116/20 –, juris, Rn. 14 m.w.N.). Der Antragsteller 

macht schließlich auch geltend, dass eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 

Rechtsvorschriften, die für die Entscheidung von Bedeutung sein können, widerspricht 

und in seinem satzungsgemäßen Aufgabenbereich der Förderung der Ziele des Umwelt-

schutzes durch die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 berührt zu sein. Er macht 

geltend, dass die angegriffene Ausnahmegenehmigung rechtswidrig ist, weil die Voraus-

setzungen des § 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 4 und Satz 2 BNatSchG nicht vorlägen. Zudem 

berührt die angegriffene Entscheidung auch den satzungsgemäßen Aufgabenbereich 

der Förderung der Ziele des Umweltschutzes des Antragstellers. Vereinszweck ist nach 

§ 2 der Vereinssatzung des Antragstellers der Schutz der Wölfe in Deutschland. Die 

angegriffene Entscheidung berührt diesen Zweck, denn der Antragsgegner erteilt in die-

ser gerade eine Ausnahme von dem Tötungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

und erteilt eine Genehmigung für die zielgerichtete letale Entnahme eines Wolfes. 

Entgegen der Auffassung des Antragsgegners ist das Umweltrechtsbehelfsgesetz hier 

auch neben dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) anwendbar (vgl. i.E.: Nds. 

OVG, Beschluss vom 26. Juni 2020 – 4 ME 116/20 –, juris, Rn. 11 ff.; Nds. OVG, Be-

schluss vom 12. April 2024 – 4 ME 73/24). Ein Vorrang der naturschutzrechtlichen Ver-

bandsklage besteht entgegen der Auffassung des Antragsgegners nicht, vielmehr sind 
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beide Gesetze gleichrangig nebeneinander anwendbar (vgl. OVG Bremen, Urteil vom 4. 

Juni 2009 – 1 A 7/09 -, juris, Rn. 71; Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 23. 

Juni 2009 – 8 A 08.40001 –, juris, Rn. 53; Oberverwaltungsgericht für das Land Meck-

lenburg-Vorpommern, Beschluss vom 19. August 2015 – 3 M 64/14 –, juris; Schlacke, 

in: Schlacke, GK-BNatSchG, 3. Aufl. 2024, § 64 Rn. 92; Meßerschmidt, Bundesnatur-

schutzrecht, 145. Aktualisierung Juni 2019, § 64 BNatSchG Rn. 45; Kment in Beck-

mann/Kment, UmwRG, 6. Aufl. 2023, § 2 Rn. 1; Kleve, in: BeckOK UmweltR, 70. Ed. 

1.7.2020, BNatSchG, § 64 Rn. 30, jeweils m.w.N.). 

Der Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO ist auch begründet.  

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist allerdings formal nicht zu beanstanden. Die 

nicht bloß formelhafte Begründung in dem angegriffenen Bescheid genügt noch den in 

§ 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO normierten Anforderungen. Der Antragsgegner ist unter Be-

rücksichtigung und Abwägung der im konkreten Fall betroffenen Interessen zu dem nä-

her begründeten Ergebnis gelangt, dass das öffentliche Vollzugsinteresse als vorrangig 

anzusehen ist. 

Dennoch ist vorliegend die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers 

gegen die Ausnahmegenehmigung des Antragsgegners vom 6. Juni 2024 wiederherzu-

stellen. 

In materiell-rechtlicher Hinsicht erfordert die gerichtliche Entscheidung nach § 80 Abs. 5 

Satz 1 Alt. 2 VwGO eine Abwägung des Interesses des Antragstellers, von der Vollzie-

hung des angefochtenen Verwaltungsaktes bis zur endgültigen Entscheidung über seine 

Rechtmäßigkeit verschont zu bleiben, gegen das öffentliche Interesse an dessen sofor-

tiger Vollziehung. Diese Abwägung fällt in der Regel zu Lasten des Antragstellers aus, 

wenn bereits im Aussetzungsverfahren bei summarischer Prüfung zu erkennen ist, dass 

sein Rechtsbehelf offensichtlich keinen Erfolg haben wird. Dagegen überwiegt das Aus-

setzungsinteresse des Antragstellers in aller Regel, wenn sich der Rechtsbehelf als of-

fensichtlich begründet erweist. Bleibt der Ausgang des Verfahrens in der Hauptsache 

bei der in dem Aussetzungsverfahren nur möglichen summarischen Prüfung jedoch of-

fen, kommt es auf eine reine Abwägung der widerstreitenden Interessen an (vgl. Nds. 

OVG, Beschluss vom 2. Februar 2022 – 4 ME 231/21 –, juris, Rn. 4 m.w.N.). 

Unter Zugrundelegung dieses Maßstabs überwiegt das Aussetzungsinteresse des An-

tragstellers, denn die Ausnahmegenehmigung des Antragsgegners vom 6. Juni 2024 ist 

voraussichtlich rechtswidrig. Bei der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren gebotenen 

summarischen Prüfung ist davon auszugehen, dass eine Klage voraussichtlich Erfolg 
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haben würde, da die Erteilung der Ausnahmegenehmigung aller Voraussicht nach zu 

Unrecht erfolgt ist (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

Ob die Ausnahmegenehmigung, wie der Antragsteller meint, formell rechtswidrig ist, weil 

es sich bei dieser entgegen ihrer Bezeichnung mangels Antrags durch die Adressaten 

um eine Allgemeinverfügung handelt und der Antragsteller gemäß § 63 Abs. 2 Nr. 4b 

BNatSchG zu beteiligen gewesen wäre, kann hier dahinstehen. 

Der angegriffene Bescheid ist jedenfalls materiell rechtswidrig.  

Der Antragsgegner hat die Ausnahmegenehmigung auf § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 

BNatSchG gestützt, mit dem Art. 16 Abs. 1 Buchstabe c der Richtlinie 92/43/EWG des 

Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle-

benden Tiere und Pflanzen - FHH-Richtlinie - in deutsches Recht umgesetzt worden ist. 

Bei Art. 16 Abs. 1 FFH-Richtlinie handelt es sich um eine Ausnahmeregelung zu den 

artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten des Art. 12 FFH-Richtlinie (im deutschen Recht 

umgesetzt in § 44 BNatSchG), die eng auszulegen ist und bei der die Beweislast für das 

Vorliegen der für jede Abweichung erforderlichen Voraussetzungen diejenige Stelle der 

öffentlichen Verwaltung trifft, die darüber entscheidet (EuGH, Urteil vom 10. Oktober 

2019 - C-674/17 -, juris Rn. 30). Besteht über einzelne der in Art. 16 Abs. 1 FFH-Richtli-

nie geregelten Voraussetzungen für eine Ausnahmeregelung nicht ohne weiteres in tat-

sächlicher Hinsicht Gewissheit, so hat die zuständige Behörde unter Berücksichtigung 

der besten einschlägigen wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse sowie der 

Umstände des konkreten Falls zu begründen und nachzuweisen, dass sie gegeben sind 

(vgl. Nds. OVG, Beschluss vom 12. April 2024 – 4 ME 73/24 –, juris Rn. 21 m.w.N., vgl. 

auch Leitfaden der Kommission zum strengen Schutzsystem für Tierarten von gemein-

schaftlichem Interesse im Rahmen der FFH-Richtlinie, Ziffer 3.2.2, S. 72 ff.). In diesem 

Konzept der FFH-Richtlinie zur Begründungs- und Nachweispflicht liegt eine unions-

rechtliche artenschutzrechtliche Spezialregelung im Hinblick auf die Bedeutung sowohl 

der behördlichen Amtsermittlungspflicht im Verwaltungsverfahren als auch der Pflicht zur 

Begründung des Verwaltungsakts mit vorentscheidender Bedeutung auch für das ver-

waltungsgerichtliche Prüfprogramm und den daraus folgenden Gegenstand und die 

Reichweite der verwaltungsgerichtlichen Amtsermittlung (Nds. OVG, Beschluss vom 12. 

April 2024 – 4 ME 73/24 –, juris Rn. 22). 

Im vorliegenden Fall ist bereits zweifelhaft, ob die Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 Satz 

1 Nr. 4 BNatSchG vorliegen. Nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG können die für 

Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden von den Verboten des § 44 
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BNatSchG im Einzelfall Ausnahmen zulassen im Interesse der Gesundheit des Men-

schen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der 

Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt. Es er-

scheint hier höchst fraglich, ob die von dem Antragsgegner dargelegte mittelbare und 

zeitlich noch nicht konkret absehbare Auswirkung der zukünftig möglichen Schafsrisse 

des betreffenden Wolfes auf die geschützten Rechtsgüter, insbesondere die Wehrfähig-

keit und Sicherheit der Deiche und den Hochwasser- und Sturmflutschutz, für die An-

nahme der Tatbestandsvoraussetzungen ausreicht. Dass es sich darüber hinaus bei 

dem streitgegenständlichen Wolf tatsächlich um einen problematischen Wolf handelt, 

bei dem Übergriffe auf Menschen zu befürchten sind, hat der Antragsgegner zwar impli-

ziert, aber nicht näher dargelegt. Insbesondere erschöpft sich die Darlegung des er-

wähnten Verlusts der Menschenscheu in dessen bloßer Behauptung. Dass der streitge-

genständlich Wolf sich tatsächlich auf dem Ponyhof oder Obsthöfen Menschen genähert 

hätte, ergibt sich aus den Ausführungen des Antragsgegners nicht. 

Diese Fragen müssen hier jedoch nicht entschieden werden. Jedenfalls erweist sich die 

in Streit stehende Ausnahmegenehmigung bei summarischer Prüfung deshalb als 

rechtswidrig, weil gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG eine Ausnahme vom strengen 

Artenschutz nur zugelassen werden darf, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben 

sind. Auch insoweit gilt die oben dargestellte Nachweispflicht der Behörden, der der An-

tragsgegner nicht nachgekommen ist (vgl. EuGH, Urteil vom 10. Oktober 2019 – C-

674/17 – juris Rn. 45 zu Art. 16 Abs. 1 FFH-Richtlinie).  

Die Schadensprognose des Antragsgegners beruht auf zwei Rissereignissen innerhalb 

derselben Deichschafsherde, aber auf unterschiedlichen, nicht näher konkretisierten 

Deichabschnitten (1. Rissereignis am 9. März 2024 in der Gemeinde H.; 2. Rissereignis 

am 24. April 2024 in der Gemeinde I.).  

Der Antragsgegner hat weder ausreichend dargelegt, noch nachgewiesen, dass es zu 

der genehmigten Ausnahme vom strengen Artenschutz keine zumutbaren Alternativen 

gibt. Im vorliegenden Fall stellt sich insbesondere die Frage, weshalb eine solche Alter-

native nicht darin bestehen kann, einen ausreichenden Herdenschutz herzustellen.  

Es ist weder ersichtlich, dass bei den genannten Rissereignissen ein derartiger Herden-

schutz gegeben war, noch hat der Antragsgegner hinreichend dargelegt und nachgewie-

sen, dass künftig weitere Herdenschutzmaßnahmen als zumutbare Alternative im Sinne 

des § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG ausscheiden. 
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Als Mindestanforderung für die sog. Alternativenprüfung nach der genannten Vorschrift 

ist jedenfalls zu verlangen, dass sich die Behörde nachvollziehbar an den Vorgaben ori-

entiert, die sich hierzu in dem von der Umweltministerkonferenz im Oktober 2021 be-

schlossenen Praxisleitfaden zur Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmen nach 

§§ 45 und 45 a BNatSchG beim Wolf, insbesondere bei Nutztierrissen (im Folgenden: 

Praxisleitfaden Wolf) orientiert (vgl. Nds. OVG, Beschluss vom 12. April 2024 – 4 ME 

73/24 –, juris Rn. 25). 

Dort heißt es zur Alternativenprüfung bei Schafen und Ziegen (Praxisleitfaden Wolf, S. 

25 f.): 

„3.2.4. Schafe und Ziegen (auch Lamas, Alpakas) 

Mobile Zaunanlagen 

Schafe und Ziegen sind die in Deutschland mit Abstand am häufigsten durch 

Wölfe getöteten Nutztiere. BfN und DBBW empfehlen daher derzeit einen Schutz 

dieser Weidetiere durch Elektrozäune mit u.a. den nachfolgenden Anforderun-

gen: 

-  mind. 120 cm Höhe, straff gespannt und bodenbündiger Abschluss 

(Netzzaun) bzw. unterster Draht/Litze bei max. 20 cm; 

- niedrigere Netzzäune (≥ 90 cm) können durch eine zusätzliche oder 

integrierte Breitbandlitze auf 120 cm Höhe aufgestockt werden; alternativ 

können sie auch in Kombination mit Herdenschutzhunden (siehe Einsatz 

von Herdenschutzhunden zur Weidetiersicherung) eingesetzt werden. 

- Draht-/Litzenzäune sollten aus mind. fünf Drähten/Litzen bestehen 

(Abstand vom Boden 20, 40, 60, 90, 120 cm). 

Sofern dies im Einzelfall sinnvoll und zumutbar ist, kann es neben den Empfeh-

lungen von DBBW und BfN sinnvoll sein, zusätzlich einfache optische (zum Bei-

spiel Flatterband) und akustische (zum Beispiel Glöckchen) Abschreckungsmaß-

nahmen durchzuführen. Optische und akustische Abschreckungsmaßnahmen 

wirken aufgrund von Gewöhnungseffekten jedoch nur kurzfristig. 

Einsatz von Herdenschutzhunden zur Weidetiersicherung 

Eine weitere Möglichkeit zur Abwendung von Wolfsübergriffen auf Weidetiere ist 

die Kombination des Einsatzes von Elektrozäunen und von Herdenschutzhun-

den. Insbesondere bei der Verwendung von Elektronetzen bzw. Litzenzäunen 

von weniger als der von den Ländern jeweils empfohlenen Höhe hat sich der 

zusätzliche Einsatz von Herdenschutzhunden bewährt. Dabei ist jedoch zu be-

achten, dass nicht jede Hunderasse und nicht jeder Hund für den Einsatz geeig-

net ist und Hunde und Halter*in einer umfangreichen Ausbildung bedürfen. 
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Angesichts des hohen Grads an Freizeitnutzung der Landschaft (u.a. Spazier-

gänger*innen, Jogger*innen, Mountainbiker*innen) und des hohen Anteils an 

Bissvorfällen durch Hunde in Deutschland kommen als Herdenschutzhunde 

i.d.R. keine Hunderassen in Betracht, die nach den einschlägigen Verordnungen 

in den einzelnen Bundesländern als Kampfhunde oder gefährliche Hunde gelten. 

Darüber hinaus sollten daher für einen wirksamen Einsatz von Herdenschutzhun-

den – unabhängig von der verwendeten Rasse – nach Möglichkeit nur geeignete, 

speziell ausgebildete und geprüfte bzw. zertifizierte Herdenschutzhunde ohne 

unangemessene Aggression gegenüber Menschen eingesetzt werden. Die Ver-

wendungsprüfung sollte auf der Grundlage definierter Prüfkriterien oder definier-

ter Zertifizierungen der Länder erfolgen. Hierfür ist langfristig eine Standardisie-

rung auf Bundesebene anzustreben. Ob Herdenschutzhunde eine anderweitige 

zufriedenstellende Lösung im Sinne des Art. 16 Abs. 1 FFH-Richtlinie und somit 

eine zumutbare Alternative im Sinne der nationalen Regelung des § 45 Abs. 7 S. 

2 BNatSchG darstellen, ist im Einzelfall zu prüfen. 

Nachtpferche, Behirtung 

Im Einzelfall kann auch das tägliche Verbringen der Herde in Nachtpferche, Ställe 

sowie eine Behirtung eine Lösung sein, deren Zumutbarkeit zu prüfen ist. 

Festzaunanlagen 

Eine weitere Möglichkeit zur Abwendung von Wolfsübergriffen sind ausreichend 

hohe Festzäune mit Untergrabungs- und Überkletterschutz.  

Beispielsweise in E.enburg bewährt haben sich 140 cm hohe Drahtgeflechtzäune 

mit Untergrabungsschutz und zusätzlicher Elektrolitze am oberen Zaunrand (ab 

Bodenoberfläche insgesamt 160 cm hoch). Als Untergrabungsschutz werden 

zwei stromführende Drahtlitzen (Bodenabstand 20 und 40 Cm, Mindestspannung 

2.500 V) mittels Abstandsisolatoren außen am Zaun angebracht. Alternativ kann 

als Untergrabungsschutz bei neuen Zäunen entweder ein ausreichend (mindes-

tens 60 - 100 cm breiter Teil des Drahtgeflechtzauns außen vor dem Zaun flach 

ausgelegt und mit Erdankern am Boden fixiert oder der Zaun ausreichend (min-

destens 30 besser 50 cm) tief eingegraben werden. Bei bestehenden Zäunen 

kann alternativ ein mindestens 100 cm breiter Drahtgeflechtstreifen außen vor 

dem Zaun flach ausgelegt, mit Bindedraht mit dem bestehenden Zaun fest ver-

bunden und mit Erdankern am Boden fixiert werden. Dies betrifft den Neubau 

und die Umrüstung bestehender Zaunanlagen, derzeit besonders relevant bei 

der Errichtung von Freiflächenfotovoltaikanlagen, die vielfach an Schäfer*innen 

verpachtet werden. 

Da es mit elektrischen Zäunen gute und einfachere Alternativen gibt, kommen 

Festzäune als zumutbare Alternative außer bei Gehegewild (s. C 3.2.4.2) i.d.R. 

jedoch nur im Rahmen der Umrüstung bereits bestehenden Festzaunanlagen in 

Betracht. Festzaunanlagen sind zudem aus Sicht der gewünschten Offenhaltung 

der Landschaft für Wildtiere grundsätzlich problematisch.“ 

Zu Herdenschutzmaßnahmen an Deichen heißt es auf Seite 28 des Praxisleitfa-

dens Wolf: 
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„Hinweise zu Herdenschutzmaßnahmen an Deichen 

Was eine wolfsabweisende Zäunung anbelangt, kann der empfohlene Schutz (s. 

C 3.2.3) in besonderen Fällen, z.B. bei topographischen Besonderheiten wie 

etwa Deiche oder hoher Windlast, nicht mit zumutbarem Aufwand umsetzbar sein 

bzw. nur unzureichende Wirkung entfalten. Die Umsetzung von zumutbaren Her-

denschutzmaßnahmen bleibt auch bei Binnen- und Küstendeichen die Voraus-

setzung jeder Ausnahmegenehmigung. Vor jeder Ausnahmegenehmigung zur 

Entnahme eines Wolfs im Bereich von Deichen und Verwallungen ist daher zu 

prüfen, ob die Durchführung von Herdenschutzmaßnahmen (u.a. stromführende 

Wolfsschutzzäune und/oder Herdenschutzhunde, Änderungen im Herdenma-

nagement) im Einzelfall eine zumutbare Alternative im Sinne von § 45 Abs. 7 S. 

2 BNatSchG bzw. eine „anderweitige zufriedenstellende Lösung“ im Sinne von 

Art. 16 Abs. 1 FFH-Richtlinie ist.“ 

 

Hinter diesen fachlichen Anforderungen bleibt die Begründung des Bescheides ersicht-

lich zurück. Die gemäß dem Praxisleitfaden Wolf erforderliche Einzelfallprüfung hat ins-

besondere die örtlichen topografischen und landschaftlichen Gegebenheiten, die dort 

anzutreffenden Besonderheiten sowie die spezifischen Haltungs- und Herdenmanage-

mentkonzepte zu berücksichtigen (vgl. auch Nds. OVG, Beschluss vom 12. April 2024 – 

4 ME 73/24 –, juris Rn. 30). Dies leistet weder die Begründung des Bescheides in hin-

reichend konkretem Umfang, noch ergibt sich die geforderte Begründungstiefe aus der 

Antragserwiderung. Der Antragsgegner zitiert zwar aus den Vorgaben des Praxisleitfa-

dens Wolf. Er beschränkt sich jedoch im Übrigen auf pauschale Erwägungen, warum ein 

diesen Vorgaben genügender Herdenschutz nicht möglich oder zumutbar sei, ohne die 

konkreten Gegebenheiten der in Frage stehenden Deiche und den aktuell bestehenden 

Herdenschutz konkret zu benennen und sich mit den Anforderungen in Bezug auf die 

betroffenen Deiche konkret auseinanderzusetzen. Der Antragsgegner hat weder er-

wähnt, auf welchen Deichabschnitten genau die Wolfsrisse stattgefunden haben, noch 

hat er die topografischen und landschaftlichen Gegebenheiten an dem jeweiligen Deich-

abschnitt dargelegt. Er macht noch nicht einmal deutlich, ob es sich bei den hier bei den 

Rissereignissen vorhandenen Zäunen um Festzäune oder mobile Zäune handelt und ob 

es sich um einen Netz- oder einen Draht- bzw. Litzenzaun handelt, bei dem die Anzahl 

und der Abstand der erforderlichen Drähte des Zauns eingehalten wurde.  

Die Zäune genügen den Herdenschutzvorgaben des Praxisleitfadens Wolf mangels aus-

reichender Höhe und vollständiger Umzäunung auch an der Wasserseite eindeutig nicht. 

Die Zäune waren in beiden Fällen maximal 105 cm hoch, d.h. mindestens 15 cm niedri-

ger, als die im Praxisleitfaden Wolf vorgegebene Mindesthöhe. Die Frage, warum im 

konkreten Fall als weitere Herdenschutzmaßnahme eine Erhöhung der Zäune nicht 
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möglich und zumutbar ist, verneint der Antragsgegner pauschal mit den optischen Aus-

wirkungen in dem FFH-Gebiet „J.“ und vermuteten Vergrämungseffekten für dort brü-

tende Entenarten. Mit wissenschaftlichen Nachweisen ist diese Behauptung nicht unter-

mauert. Insbesondere erschließt sich nicht, inwiefern eine optische Verschlechterung 

aufgrund der Zaunerhöhung diese Alternative zum Wolfsabschuss unzumutbar machen 

soll. Der Antragsgegner hat hier gerade nicht unter Berücksichtigung der besten ein-

schlägigen wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse sowie der Umstände des 

konkreten Falls begründet und nachgewiesen, dass die Zaunerhöhung keine zumutbare 

Alternative darstellt (vgl. Nds. OVG, Beschluss vom 12. April 2024 – 4 ME 73/24 –, juris 

Rn. 21 m.w.N.).  

Der Antragsgegner hat auch nicht überzeugend und insbesondere nicht unter Berück-

sichtigung der besten einschlägigen wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse 

sowie der Umstände des konkreten Falls begründet und nachgewiesen, warum ein was-

serseitiger Zaun nicht möglich oder zumutbar sein sollte. Mangels konkreter Lagebe-

zeichnung und Beschreibung der Weideflächen bleibt unklar, wie die genauen Gegeben-

heiten am Deich sind und insbesondere wie die Wasserseite des Deiches genau be-

schaffen ist, so dass sich bereits aus diesem Grund nicht nachvollziehen lässt, warum 

im konkreten Fall ein wasserseitiger Zaun technisch nicht umsetzbar oder nicht zumut-

bar sein soll. Der Antragsgegner begründet dabei nicht, weshalb ein mobiler Zaun nicht 

möglich sein sollte. Er beschränkt sich auf Darlegungen zu einem Festzaun und führt 

hierzu aus, dass ein wasserseitiger Festzaun unter hochwasserschutzrechtlichen As-

pekten erheblichen Bedenken begegnen würde. Das Gewässerbett und das Ufer müss-

ten zum ordnungsgemäßen Wasserabfluss gewährleistet und überwacht werden. Ein 

wasserseitiger am Böschungsende befindlicher fester Zaun oder Zaunpfähle wären, ins-

besondere, wenn sich Treibgut verfinge, ein Abflusshindernis und Treibgut könne eine 

Gefahr darstellen, wenn es sich ansammle und mitgerissen werde. Auch schränkten 

elektrifizierte Festzäune die Nutzung der vielfach ausgewiesenen Wanderwege mangels 

Durchlässigkeit ein. In diesem Zusammenhang verweist die Kammer auf den Bericht 

„Herdenschutz am Deich in der Praxis – Betriebe im Porträt: Erfahrungen und Empfeh-

lungen für den Herdenschutz auf Sonderstandorten“, BfN-Schriften 680/2024, S. 45 ff. 

Für die dort beschriebene Schafshaltung am Deich ist ein wolfsabweisender Elektrofes-

tzaun gemäß den Empfehlungen des Bundesamtes für Naturschutz 2019 von allen Sei-

ten, d.h. auch wasserseitig, gebaut worden. Als Halterungsisolatoren werden Pin-Isola-

toren genutzt, so dass die Drähte im Fall einer drohenden Sturmflut herausgenommen 

werden können. Die Fläche dort ist über fest verbaute Tore am Fuß des Deiches befahr-

bar und über kleine Tore für Fußgänger zugänglich, die jeweils wiederum wolfsabwei-

send gebaut sind. Aus den pauschalen Erwägungen der Bescheidbegründung erschließt 
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sich nicht, warum ein solcher Herdenschutz im konkreten Fall technisch nicht umsetzbar 

und in Bezug auf den erforderlichen Aufwand nicht zumutbar sein soll. 

Auf die Frage, warum im konkreten Fall als weitere Herdenschutzmaßnahme eine Be-

hirtung oder Verbringung in einen Nachtpferch nicht in Frage kommen soll, geht der An-

tragsgegner gar nicht ein, sondern argumentiert lediglich pauschal, derartige Maßnah-

men müssten landesweit umgesetzt werden, um weitere Rissereignisse zu verhindern, 

was die Grenze des Zumutbaren überschreite (vgl. Bescheide, Seite 7). Diese Argumen-

tation bezieht sich nicht wie erforderlich auf den hier konkret vorliegenden Einzelfall. 

Dass derartige Herdenschutzmaßnahmen die Grenze des zumutbaren überschreiten, 

entspricht auch nicht der aktuellen Rechtsprechung des Niedersächsischen OVG (vgl. 

Nds. OVG, Beschluss vom 12. April 2024 – 4 ME 73/24 –, juris Rn. 35). 

Auch die Begründung in dem Bescheid, warum der Einsatz von Herdenschutzhunden 

für Schafherden am Deich keine zumutbare Alternative zum Abschuss des Wolfes dar-

stellt, entbehrt einen Bezug zum konkreten Fall. Bezüglich des erfolgreichen und auch 

zumutbaren Einsatzes von Herdenschutzhunden am Deich verweist die Kammer auf den 

Bericht „Herdenschutz am Deich in der Praxis – Betriebe im Porträt: Erfahrungen und 

Empfehlungen für den Herdenschutz auf Sonderstandorten“, BfN-Schriften 680/2024. In 

den dort beschriebenen Schafshaltungen werden mehrfach mit gutem Erfolg Herden-

schutzhunde am Deich eingesetzt. Ohne Bezug zum konkreten Einzelfall ist nicht nach-

vollziehbar, warum der Einsatz von Herdenschutzhunden vorliegend keine zumutbare 

Alternative ist. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 1 GKG i.V.m. Ziffern 1.2 

und 1.5 S. 2 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Fassung 

der am 31.05./01.06.2012 und am 18.07.2013 beschlossenen Änderungen (NordÖR 

2014, 11). Das Gericht hält eine Orientierung an der unteren Grenze des regelmäßig 

anzunehmenden Streitwertes bei Verbandsklagen für angemessen, denn der zu ent-

scheidende Einzelfall betrifft nur die Entnahme eines einzelnen Tieres und ist damit in 

seinen Auswirkungen begrenzt. Eine Halbierung des Streitwertes ist nicht vorzunehmen, 

da die Entscheidung im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes die Hauptsache vor-

wegnimmt (vgl. Nds. OVG, Beschluss v. 26. Juni 2020, 4 ME 97/20, juris Rn. 49). 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an das Niedersächsische Oberverwal-

tungsgericht in Lüneburg statthaft. Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen 

nach Bekanntgabe dieses Beschlusses bei dem 

Verwaltungsgericht Stade, 
Am Sande 4a, 21682 Stade oder 
Postfach 3171, 21670 Stade, 
 

schriftlich einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde in-

nerhalb der Frist bei dem 

Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht, 
Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, oder 
Postfach 2371, 21313 Lüneburg, 
 

eingeht. Der Beschwerdeführer muss sich von einem Rechtsanwalt oder einem 

Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit-

gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz mit der Befähigung zum 

Richteramt oder einer nach § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7, Abs. 4 Satz 4 VwGO zur 

Vertretung berechtigten Person oder Organisation als Bevollmächtigtem vertreten las-

sen. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung 

schriftlich zu begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Be-

schwerde vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht einzureichen. Sie 

muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Ent-

scheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entschei-

dung auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht prüft nur die dargelegten 

Gründe. 

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Niedersächsische Oberver-

waltungsgericht in Lüneburg statthaft, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 

200,00 € übersteigt. Wird der Beschwerdewert nicht erreicht, ist die Beschwerde nur 

statthaft, wenn sie vom Gericht wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur Ent-

scheidung stehenden Fragen zugelassen wird. Die Nichtzulassung ist unanfechtbar. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nachdem die 

Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich ander-

weitig erledigt hat, bei dem 

Verwaltungsgericht Stade, 
Am Sande 4a, 21682 Stade oder 
Postfach 3171, 21670 Stade, 
 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so 

kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-

teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 

Bei dem Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht und bei dem Verwaltungsgericht 

Stade können nach Maßgabe des § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und 
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der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts-

verkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (ERVV) vom 

24.11.2017, BGBl. I S. 3803, in allen verwaltungsgerichtlichen Verfahren auch elektro-

nische Dokumente eingereicht werden. 

Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließ-

lich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-

schlüsse müssen gemäß § 55d VwGO vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen 

sowie schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen als elektronisches Dokument 

übermitteln. Gleiches gilt für die nach der Verwaltungsgerichtsordnung vertretungsbe-

rechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Abs. 4 Satz 1 

Nr. 2 VwGO zur Verfügung steht. Das elektronische Dokument und dessen Übermitt-

lung müssen den Anforderungen aus § 55a VwGO und der ERVV entsprechen. Ist eine 

Übermittlung aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die Über-

mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglich-

keit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf 

Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

Auch für Bevollmächtigte, auf die § 55d VwGO keine Anwendung findet, besteht in al-

len verwaltungsgerichtlichen Verfahren bei dem Niedersächsischen Oberverwaltungs-

gericht und dem Verwaltungsgericht Stade die Möglichkeit, elektronische Dokumente 

zu übermitteln. Die Anforderungen des § 55a VwGO und der ERVV sind dabei einzu-

halten. 

 

Qualifiziert elektronisch signiert durch: 

Lang Dr. Meifort Dodt 


